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Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 2902 — in der aus der anliegen- 
den Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Petitionen für erledigt 
zu erklären; 

3. folgende Entschließung zu fassen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

bei der Eingliederung des Saarlandes dafür zu sorgen, daß bei den 
Beamten, Angestellten und Arbeitern und bei den Empfängern von 
Sozialleistungen im Saarland, soweit sie am 1. Januar 1957 Ein- 
wohner des Saarlandes waren, der Besitzstand gewahrt bleibt. 


Bonn, den 10. Dezember 1956 


Der Ausschuß für Angelegenheiten 
der inneren Verwaltung 

Maier (Freiburg) Frau Dr. Kuchtner 

Vorsitzender Berichterstatterin 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruekerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über die Eingliederung des Saarlandes 

- Drucksache 2902 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Angelegenheiten 
der inneren Verwaltung 
(8. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes über die 
Eingliederung des Saarlandes 

Der Bundestag hat, nachdem das Saarland 
seinen Beitritt nach Artikel 23 des Grundge- 
setzes erklärt hat, mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Das Grundgesetz für die Bundesrepu- 
blik Deutschland gilt vom Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes an auch im Saarland. Die Be- 
stimmungen dieses Gesetzes und des Vertra- 
ges zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Französischen Republik zur 
Regelung der Saarfrage (Saarvertrag) bleiben 
unberührt. 

(2) Das Saarland wird mit dem Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes ein Land der Bundesrepu- 
blik Deutschland. Die in Artikel 29 Abs. 2 
und 6 des Grundgesetzes vorgesehenen Fri- 
sten beginnen am 1 . Januar 1960 zu laufen. 

(3) Das bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
in der Bundesrepublik Deutschland geltende 
Staatsangehörigkeitsrecht gilt auch im Saar- 
land. 

§ 2 

Bis zum Ablauf der gegenwärtigen Wahl- 
periode entsendet das Saarland zehn Abge- 
ordnete nach folgenden Vorschriften in den 
Deutschen Bundestag: 

l.Der Landtag des Saarlandes wählt alsbald 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes aus sei- 
ner Mitte die Abgeordneten auf der Grund- 
lage der Zusammensetzung des Landtages 
am 1. Januar 1957. Die Zahl der auf die 
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Entwurf eines Gesetzes über die 
Eingliederung des Saarlandes 

Der Bundestag hat, nachdem das Saarland 
seinen Beitritt nach Artikel 23 des Grundge- 
setzes erklärt hat, mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§1 

(1) unverändert 


(2) Das Saarland wird mit dem Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes ein Land der Bundesrepu- 
blik Deutschland. Die in Artikel 29 Abs. 2 
und 6 des Grundgesetzes vorgesehenen Fri- 
sten beginnen mit dem Ende der Übergangs- 
zeit nach Artikel 3 des Saarvertrages zu laufen. 

(3) unverändert 


§2 

Bis zum Ablauf der gegenwärtigen Wahl- 
periode entsendet das Saarland zehn Abge- 
ordnete nach folgenden Vorschriften in den 
Deutschen Bundestag: 

1. Der Landtag des Saarlandes wählt alsbald 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes aus seiner 
Mitte die Abgeordneten sowie eine aus- 
reichende Anzahl von Ersatzmännern nach 
Vorschlagslisten. Bei der Wahl sind die Be- 
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einzelnen Fraktionen und Gruppen entfal- 
lenden Abgeordneten wird auf Grund der 
Stimmenzahlen der Parteien bei der letzten 
Landtagswahl im Höchstzahlverfahren 
d’Hondt festgestellt. Die Fraktionen und 
Gruppen , auf die Vertreter entfallen , reichen 
für die Wahl Vorschlagslisten ein , die min- 
destens doppelt soviel Bewerber enthalten 
müssen, wie Abgeordnete auf sie entfallen. 
Die Abgeordneten werden vom Landtag mit 
Mehrheit gewählt. Soweit eine Fraktion 
oder Gruppe Bewerber nicht oder nicht in 
der vor geschriebenen Mindestzahl vorschlägt , 
bleiben die auf sie entfallenden Sitze unbe- 
setzt. Für die Wahl gelten im übrigen die 
Vorschriften der Geschäftsordnung des 
Landtages. 


2. Der Präsident des Landtages fordert die 
Gewählten auf, binnen zwei Tagen schrift- 
lich zu erklären, ob sie die Wahl anneh- 
men. Die Gewählten erwerben die Mit- 
gliedschaft im Bundestag mit dem Eingang 
der schriftlichen Annahmeerklärung bei 
dem Präsidenten des Landtages. Gibt der 
Gewählte bis zum Ablauf der gesetzten 
Frist keine Erklärung ab, so gilt die Wahl 
als zu diesem Zeitpunkt angenommen. 

3. Für die Wählbarkeit und den Verlust der 
Mitgliedschaft im Bundestag gelten die Be- 
stimmungen des Wahlgesetzes zum zwei- 
ten Bundestag und zur Bundesversamm- 
lung vom 8. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 470) entsprechend. Scheidet ein Mitglied 
aus, so wählt der Landtag aus der glei- 
chen Vorschlagsliste, nach der der Ausge- 
schiedene gewählt war, einen Ersatzmann. 
Enthält diese Vorschlagsliste nicht mehr 
mindestens doppelt soviel Bewerber, wie 
Ersatzmänner zu wählen sind , ist die Vor- 
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Stimmungen der Geschäftsordnung des 
Landtages entsprechend anzuwenden. 


1 a. Jeder Abgeordnete hat eine Stimme. 

1 b. Die Sitze werden den Vorschlags- 
listen nach der Zahl der ihnen zugefal- 
lenen Stimmen im Höchstzahlverfahren 
d’Hondt zugeteilt. Über die Zuteilung 
des letzten Sitzes entscheidet bei gleichen 
Höchstzahlen das vom Präsidenten des 
Landtages zu ziehende Los. Entfallen auf 
eine Liste mehr Sitze, als Bewerber be- 
nannt sind, so bleiben die Sitze unbesetzt. 
Die Sitze werden den Bewerbern in der 
Reihenfolge der Vorschlagslisten zuge- 
wiesen. 

2. Der Präsident des Landtages fordert die 
Gewählten auf, binnen zwei Tagen schrift- 
lich zu erklären, ob sie die Wahl anneh- 
men. Die Gewählten erwerben die Mit- 
gliedschaft im Bundestag mit dem Eingang 
der schriftlichen Annahmeerklarung bei 
dem Präsidenten des Landtages. Gibt der 
Gewählte bis zum Ablauf der gesetzten 
Frist keine Erklärung ab, so gilt die Wahl 
zu diesem Zeitpunkt als angenommen. 

3. Für die Wählbarkeit und den Verlust der 
Mitgliedschaft im Bundestag gelten die Be- 
stimmungen des Wahlgesetzes zum zweiten 
Bundestag und zur Bundesversammlung 
vom 8. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 470) 
entsprechend. Scheidet ein Mitglied aus, so 
tritt der nächste nicht gewählte Bewerber 
der gleichen Vorschlagsliste ein. Die Fest- 
stellung, wer als Listennachfolger eintritt, 
trifft der Präsident des Landtages. Num- 
mer 2 gilt entsprechend. Ist die Vorschlags- 
liste erschöpft, so bleibt der Sit£ unbesetzt. 


3 



Entwurf 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


schlagsliste zu ergänzen ; geschieht dies 
nicht , so bleibt der Sitz unbesetzt. 

4 . Der Präsident des Landtages übermittelt 4. unverändert 
das Ergebnis der Wahl dem Präsidenten 
des Bundestages. 


§ 3 

Das im Saarland geltende Recht gilt fort, 
soweit es nicht dem Grundgesetz wider- 
spricht. 


§ 4 

Recht, das Gegenstände der ausschließ- 
lichen Gesetzgebung des Bundes betrifft, 
wird Bundesrecht. 


§ 5 

Recht, das Gegenstände der konkurrieren- 
den Gesetzgebung des Bundes betrifft, wird 
Bundesrecht, soweit es sich auf Sachgebiete 
bezieht, die im gesamten übrigen Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes bundes rechtlich 
geregelt sind. 


§ 6 

Das Saarland wird ermächtigt, bis zum 
Ende der Übergangszeit nach Artikel 3 des 
Saarvertrages mit Zustimmung der Bundes- 
regierung 

1. das Recht der bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes auf der saarländischen Gesetzgebung 
beruhenden Monopole zu ändern oder auf- 
zuheben, 

2. im Bereiche der konkurrierenden Gesetz- 
gebung, soweit nicht allgemeines Bundes- 
recht im Saarland eingeführt ist oder der 
Bund neues Recht mit Geltung für das 
Saarland setzt, 

a) Recht, das Bundesrecht geworden ist, 
zu ändern oder aufzuheben, 

b) auf Sachgebieten, die im gesamten übri- 
gen Geltungsbereich des Grundgesetzes 
bundesrechtlich geregelt sind, neues 
Recht zu setzen. 

Die nach Satz 1 erlassenen Rechtsvorschriften 
gelten als Bundesrecht. 

§ 7 

Die Vorschriften der §§ 4 und 5 finden 
auf das von der ehemaligen Besatzungsmacht 
gesetzte Recht keine Anwendung. 


§ 3 


unverändert 


§ 4 


unverändert 


§ 5 

unverän 


d ert 


§ 6 


unverändert 


§ 7 


unverändert 
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Beschlüsse des 8. Ausschusses 

OG 

00 

Bis zum Ende der Übergangszeit nach Ar- 
tikel 3 des Saarvertrages finden die Bestim- 
mungen der §§ 3 bis 6 auf Recht, das auf 
Grund des Saarvertrages fortgilt oder neu 
gesetzt wird, keine Anwendung. 

unverändert 

S 9 

§ 9 

(1) Natürliche Personen, die am 1. Januar 
1957 weder ihren Wohnsitz oder gewöhn- 
lichen Aufenthalt noch ihre gewerbliche Nie- 
derlassung im Saarland haben, bedürfen bis 
zum Ablauf von sechs Monaten nach Beendi- 
gung der Übergangszeit nach Artikel 3 des 
Saarvertrages für die Aufnahme einer ge- 
werblichen Tätigkeit im Saarland unbescha- 
det der sonstigen Voraussetzungen einer be- 
sonderen Erlaubnis der zuständigen Landes- 
behörde. 

(1) Natürliche Personen, die am 1. Januar 
1957 weder ihren Wohnsitz oder gewöhn- 
lichen Aufenthalt noch ihre gewerbliche Nie- 
derlassung im Saarland haben, bedürfen bis 
zum Ablauf eines Jahres nach Beendi- 
gung der Übergangszeit nach Artikel 3 des 
Saarvertrages für die Aufnahme einer ge- 
werblichen Tätigkeit im Saarland unbescha- 
det der sonstigen Voraussetzungen einer be- 
sonderen Erlaubnis der zuständigen Landes- 
behörde. 

(2) Die Erlaubnis kann versagt werden, 
wenn die Aufnahme der gewerblichen Tätig- 
keit den schutzwürdigen Interessen der saar- 
ländischen Wirtschaft oder eines ihrer Zweige 
zuwiderläuft. 

(2) unverändert 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entspre- 
chend für juristische Personen, die am 1. Ja- 
nuar 1957 weder ihren Sitz noch eine ge- 
werbliche Niederlassung im Saarland haben. 

(3) unverändert 

§ 10 

§ 10 

Bis zum Ende der Übergangszeit nach Ar- 
tikel 3 des Saarvertrages gilt für die finan- 
ziellen Beziehungen zwischen dem Bund und 
dem Saarland die folgende Regelung: 

Bis zum Ende der Übergangszeit nach Ar- 
tikel 3 des Saarvertrages gilt für die finan- 
ziellen Beziehungen zwischen dem Bund und 
dem Saarland die folgende Regelung: 

l.Das Saarland behält die in seinem Gebiet 
anfallenden Einnahmen auch insoweit, als 
sie im übrigen Ge ltungsbe reich des Grund- 
gesetzes dem Bund zustehen. Das Saarland 
trägt die in seinem Gebiet anfallenden 
Ausgaben auch insoweit, als sie im übrigen 
Geltungsbereich des Grundgesetzes vom 
Bund getragen werden. 

1. unverändert 

2. Die Höhe der im Landeshaushaltsplan zu 
veranschlagenden Aufwendungen für die 
Durchführung von Aufgaben in bundes- 
eigener Verwaltung und Bundesauftrags- 
verwaltung bemißt sich nach dem Gesamt- 
betrag der im Landeshaushaltsplan 1956 
hierfür veranschlagten Aufwendungen; Ab- 
weichungen bedürfen der Zustimmung der 
Bundesregierung. Aufwendungen im Sinne 
dieser Vorschrift sind die Ausgaben abzüg- 

2. unverändert 
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lieh der mit ihnen zusammenhängenden 
Einnahmen. 

3. Das Saarland nimmt am Finanzausgleich 
unter den Ländern nicht teil. 

4. Der Bund und die Länder können dem 
Saarland für einzelne Rechnungsjahre eine 
Finanzhilfe gewähren, um einen auf andere 
Weise nicht auszugleichenden Fehlbedarf 
im Landeshaushalt zu decken und eine An- 
passung der Wirtschaft im Saarland an die 
Wirtschaftsstruktur und Wirtschaftsent- 
wicklung im übrigen Geltungsbereich des 
Grundgesetzes zu fördern. 


§ 11 

(1) Das Unternehmen „Eisenbahnen des 
Saarlandes“ wird mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1957 in die Deutsche Bundesbahn über- 
geführt. 

(2) Das Eigentum und alle sonstigen Ver- 
mögensrechte, die zum früheren Sonderver- 
mögen „Deutsche Reichsbahn“ gehören und 
sich im Saarland befinden, sind mit Wirkung 
vom 1. Januar 1957 Vermögen der Bundes- 
republik Deutschland. Sie sind Bestandteile 
des Sondervermögens „Deutsche Bundes- 
bahn“. Dazu gehören auch alle Vermögens- 
rechte, die nach dem 8. Mai 1945 entweder 
mit Mitteln des früheren Sondervermögens 
„Deutsche Reichsbahn“ erworben, oder die 
dem Betrieb der „Eisenbahnen des Saarlan- 
des“ oder ihrer Vorgängerverwaltungen ge- 
widmet worden sind, ohne Rücksicht darauf, 
für welchen Rechtsträger sie erworben wur- 
den. Das gilt auch für Rechte, die durch Ge- 
setz für unübertragbar oder nur auf Grund 
besonderer Vereinbarung für übertragbar er- 
klärt worden sind. 

(3) Mit den Vermögensrechten (Absatz 2) 
gehen gleichzeitig die Verbindlichkeiten der 
Eisenbahnen des Saarlandes im Rahmen des 
§ 3 Abs. 2 Satz 1 zweiter Halbsatz des Bun- 
desbahngesetzes vom 13. Dezember 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 955) vorbehaltlich der 
nach Artikel 134 Abs. 4 des Grundgesetzes 
noch zu erlassenden gesetzlichen Regelung 
auf das Sondervermögen „Deutsche Bundes- 
bahn“ über. 

5 12 

(1) Das Eigentum und alle sonstigen Ver- 
mögensrechte, die zum früheren Sonderver- 
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3. unverändert 

4. Der Bund gewährt dem Saarland für ein- 
zelne Rechnungsjahre eine Finanzhilfe, um 
einen auf andere Weise nicht auszugleichen- 
den Fehlbedarf im Landeshaushalt zu dek- 
ken und eine Anpassung der Wirtschaft im 
Saarland an die Wirtschaftsstruktur und 
Wirtschaftsentwicklung im übrigen Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes zu fördern. 
Audi die Länder können eine solche Finanz- 
hilfe gewähren. 

§ 11 

unverändert 


§ 12 

unverändert 
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mögen „Deutsche Reichspost“ gehören und 
sich im Saarland befinden, sind mit Wirkung 
vom 1. Januar 1957 Vermögen der Bundes- 
republik Deutschland. Sie sind Bestandteile 
des Sondervermögens „Deutsche Bundes- 
post“. Dazu gehören auch alle Vermögens- 
rechte, die nach dem 8. Mai 1945 entweder 
mit Mitteln des früheren Sondervermögens 
„Deutsche Reichspost“ erworben, oder die 
dem Betrieb der Post- und Telegraphenver- 
waltung des Saarlandes oder ihrer Vorgän- 
gerverwaltungen gewidmet worden sind, 
ohne Rücksicht darauf, für welchen Rechts- 
träger sie erworben wurden. Dies gilt auch 
für Rechte, die durch Gesetz für unübertrag- 
bar oder nur auf Grund besonderer Verein- 
barung für übertragbar erklärt worden sind. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung auf 
Vermögensrechte, die am 18. Juni 1952 aus- 
schließlich für Zwecke des deutschen Unter- 
haltungsrundfunks verwendet worden sind. 
Bezüglich dieser Vermögenswerte bleibt eine 
spätere gesetzliche Regelung Vorbehalten. 

(3) Mit den Vermögensrechten (Absatz 1) 
gehen gleichzeitig die mit ihnen in Zusam- 
menhang stehenden Verbindlichkeiten ein- 
schließlich der Verbindlichkeiten aus dem 
Postscheck- und Postsparkassendienst der 
saarländischen Post vorbehaltlich der nach 
Artikel 134 Abs. 4 des Grundgesetzes noch 
zu erlassenden gesetzlichen Regelung auf das 
Sondervermögen „Deutsche Bundespost“ 
über. Von dem Übergang sind ausgenom- 
men die aus dem Abrechnungsverkehr mit 
Frankreich und dem Währungsausland auf 
den 31. Dezember 1956 festzustellenden 
Restverbindlichkeiten sowie die Restverbind- 
lichkeiten aus sonstigen durchlaufenden Gel- 
dern. 


§ 13 § 13 

(1) Die im Dienst der „Eisenbahnen des (1) unverändert 

Saarlandes“ und der Post- und Telegraphen- 
verwaltung des Saarlandes stehenden Beam- 
ten werden mit dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes unmittelbare Bundesbeamte. Ihre 
Rechtsverhältnisse bestimmen sich bis zur 
Einführung des für die übrigen Beamten der 
Deutschen Bundesbahn und der Deutschen 
Bundespost geltenden Rechts nach dem 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes für sie geltenden Recht; die Be- 
amten leisten den Diensteid nach § 58 des 
Bundesbeamtengesetzes. Satz 2 gilt auch für 
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Personen, die nach Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes im Saarland als Beamte der Deutschen 
Bundesbahn und der Deutschen Bundespost 
eingestellt werden. 

(2) Die im Dienst der „Eisenbahnen des 
Saarlandes“ und der Post- und Telegraphen- 
verwaltung des Saarlandes stehenden Ange- 
stellten und Arbeiter sind von der Deutschen 
Bundesbahn und der Deutschen Bundespost 
zu übernehmen. Die für ihre Rechtsverhält- 
nisse geltenden Bestimmungen und Dienst- 
ordnungen bleiben bis zur Neuregelung 
durch Tarifverträge bestehen. Absatz 1 
Satz 3 gilt entsprechend. 

(3) Die Deutsche Bundesbahn und die 
Deutsche Bundespost übernehmen vom In- 
krafttreten dieses Gesetzes an die Zahlung 
der aus Mitteln der „Eisenbahnen des Saar- 
landes“ und der Post- und Telegraphenver- 
waltung des Saarlandes zu tragenden Ver- 
sorgungsbezüge. Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt 
entsprechend. 

(4) Im Anwendungsbereich der Absätze 1 
bis 3 treten an die Stelle der nach bisherigem 
Recht für die Ernennung und Entlassung der 
Beamten und für andere dienst- oder versor- 
gungsrechtliche Entscheidungen zuständigen 
Stellen die nach Bundesrecht hierfür zustän- 
digen Stellen. 

(5) Für Beamte, Angestellte und Arbeiter 
und für Versorgungsempfänger anderer 
Verwaltungen oder Einrichtungen im Saar- 
land, die vom Bund übernommen werden 
oder deren Aufgaben auf den Bund über- 
gehen, gelten Absatz 1 Satz 2 und 3 sowie 
die Absätze 2 bis 4 entsprechend. 
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(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) Bis zum Ende der Übergangszeit nach 
Artikel 3 des Saarvertrages sollen bei einer 
Änderung der Dienst- und Versorgungsbe- 
züge der Beamten und Versorgungsempfänger 
des Saarlandes die Dienst- und Versorgungs- 
bezüge der in den Absätzen 1, 3 und 5 bezeich- 
neten Beamten und Versorgungsempfänger 
des Bundes denen vergleichbarer Beamter 
und Versorgungsempfänger des Saarlandes 
angeglichen werden. Die Bundesregierung 
wird ermächtigt, diese Angleichung durch 
Rechtsverordnung vorzunehmen; die Rechts- 
verordnung bedarf nicht der Zustimmung des 
Bundesrates. 
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§ 14 

Das Bundeswahlgesetz vom 7. Mai 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 383) tritt mit dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes im Saarland in 
Kraft. Das Saarland wird nach Maßgabe der 
Anlage in fünf Wahlkreise eingeteilt. Das 
Bundeswahlgesetz wird wie folgt geändert: 

1. Es werden ersetzt 

in § 1 Abs. 1 die Zahl 506 durch die Zahl 
516, 

in § 1 Abs. 2 die Zahl 253 durch die Zahl 
258, 

in § 54 Nr. 1 die Zahl 484 durch die Zahl 
494 und die Zahl 242 durch die Zahl 247. 

2. In der Anlage treten die nach Satz 2 ge- 
bildeten fünf Wahlkreise als Wahlkreise 
Nr. 243 bis 247 hinzu. 

§ 15 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes tre- 
ten im Saarland ferner in Kraft 

a) das Gesetz über das Bundesverfassungsge- 
richt vom 12. März 1951 {Bundesgesetz- 
bl. I S. 243) in der Fassung des Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über das Bun- 
desverfassungsgericht vom 21. Juli 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 662), 

b) das Wahlprüfungsgesetz vom 12. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 166), 

c) das Gesetz über die Rechtsstellung der in 
den Deutschen Bundestag gewählten An- 
gehörigen des öffentlichen Dienstes vom 
4. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 777), 

d) das Gesetz über das Paßwesen vom 

4. März 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 290) 
in der Fassung des Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über das Paßwesen vom 
24. Mai 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 435) 
mit der Maßgabe, daß die Regierung des 
Saarlandes ermächtigt wird, Rechtsver- 
ordnungen über die Gebühren für die 
Ausfertigung von Pässen und sonstigen 
Reisepapieren mit Gültigkeit bis zum 
31. Dezember 1959 zu erlassen, 

e) das Gesetz über Personalausweise vom 
19. Dezember 1950 (Bundesgesetzbl. 

5. 807) in der Fassung des Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über Personalaus- 
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§ 14 

unverändert 


S 15 

Mit dein Inkrafttreten dieses Gesetzes tre- 
ten im Saarland ferner in Kraft 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) unverändert 


c) unverändert 
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weise vom 25. Dezember 1954 (Bundesge- 
setzbl. I S. 508), 

f) die Verordnung des Bundesministers des 
Innern über Reiseausweise als Paßersatz 
und über die Befreiung vom Paß- 
und Sichtvermerkszwang (Paßverord- 
nung) vom 17. Mai 1952 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 295) in der Fassung der Verord- 
nungen vom 14. Februar 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 77), vom 12. Mai 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 425) und vom 
26. Juli 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 670), 

g) das Gesetz über den Bundesgrenzschutz 
und die Einrichtung von Grenzschutzbe- 
hörden vom 16. März 1951 (Bundesge- 
setzbl. I S. 201), 

h) das Gesetz über die Einrichtung eines 
Bundeskriminalpolizeiamtes (Bundeskri- 
minalamtes) vom 8. März 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 165), 

i) das Gesetz über die Zusammenarbeit des 
Bundes und der Länder in Angelegenhei- 
ten des Verfassungsschutzes vom 27. Sep- 
tember 1950 (Bundesgesetzbl. S. 682), 

k) das Allgemeine Eisenbahngesetz vom 
29. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 225), 

l) das Bundesbahngesetz vom 13. Dezember 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 955), 

m) das Gesetz über die Verwaltung der Deut- 
schen Bundespost (Postverwaltungsge- 
setz) vom 24. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 676), 

n) das Gesetz zum Schutz deutschen Kultur- 
gutes gegen Abwanderung vom 6. Au- 
gust 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 501), 

o) das Gesetz über den gewerblichen Bin- 
nenschiffsverkehr vom 1. Oktober 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1453), 

p) das Gesetz über die Aufgaben des Bundes 
auf dem Gebiet der Binnenschiffahrt vom 
15. Februar 1956 (Bundesgesetzbl. II 
S. 317), 

q) das Straßenverkehrsgesetz vom 19. De- 
zember 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 837), 

r) das Gesetz über die Haftpflichtversiche- 
rung für ausländische Kraftfahrzeuge und 
Kraftfahrzeuganhänger vom 24. Juli 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 667), 

s) das Gesetz über die vermögensrechtlichen 
Verhältnisse der Bundeswasserstraßen 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

f) unverändert 


g) unverändert 

h) unverändert 

i) unverändert 

k) unverändert 

l) unverändert 

m) unverändert 

n) unverändert 

o) unverändert 

p) unverändert 

q) unverändert 

r) unverändert 

s) unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


vom 21. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 352), 


S 1* 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
bis zum Ende der Übergangszeit nach Ar- 
tikel 3 des Saarvertrages durch Rechtsverord- 
nung im übrigen Bundesgebiet geltendes 
Bundesrecht im Saarland einzuführen. Sie 
kann dabei Vorschriften über die Zuständig- 
keit von Behörden und deren Verfahren dem 
besonderen Verwaltungsaufbau des Saarlan- 
des anpassen. 

(2) Rechtsverordnungen nach Absatz 1 be- 
dürfen nicht der Zustimmung des Bundes- 
rates. Vor ihrem Erlaß ist die Regierung des 
Saarlandes zu hören. 


§ 17 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 

durch Rechtsverordnung 

1 . die Deutsche-Mark- Währung im Saarland 
einzuführen; 

2. Vorschriften zur Durchführung des Ar- 
tikels 55 des Saarvertrages zu erlassen; 

3. Schuld Verhältnisse so umzustellen, daß da- 
durch die vertraglichen Beziehungen zwi- 
schen Gläubigern und Schuldnern wirt- 
schaftlich insoweit verändert werden, als 
dies durch die mit der Eingliederung des 
Saarlandes in die Wirtschaftseinheit der 
Bundesrepublik und der Einführung der 
deutschen Währung verbundenen wirt- 
schaftlichen Folgen zum Ausgleich der ent- 
gegenstehenden Interessen von Gläubigern 
und Schuldnern geboten ist; 

4. Vorschriften über die Erhebung von Ab- 
gaben und die Gewährung von Leistungen 


t) das Gesetz über die Errichtung eines Bun- 
desaufsichtsamtes für das Versicherungs- 
und Bausparwesen vom 31. Juli 1951 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 480) und die Dritte 
Durchführungsverordnung zum Gesetz 
über die Errichtung eines Bundesaufsichts- 
amtes für das Versicherungs- und Bauspar- 
wesen (Verfahrens- und Geschäftsord- 
nung) vom 25. März 1953 (Bundesge- 
setzbl. I S. 75), soweit sich diese Rechts- 
vorschriften auf die Beaufsichtigung der 
privaten Bausparkassen beziehen. 

§ 16 

(1) unverändert 


(2) Vor Erlaß von Rechtsverordnungen 
nach Absatz 1 ist die Regierung des Saarlan- 
des zu hören. Die Rechtsverordnungen bedür- 
fen der Zustimmung des Bundesrates nur, 
wenn sie sich auf Bundesgesetze beziehen, die 
der Zustimmung des Bundesrates bedurften. 

§ 17 

unverändert 
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Entwurf 

zu erlassen, soweit diese im Zeitpunkt der 
Eingliederung des Saarlandes in die Wirt- 
schaftseinheit der Bundesrepublik geboten 
sind, um einen gerechten Ausgleich der 
hierbei entstehenden wirtschaftlichen Vor- 
teile und Lasten herbeizuführen. 

(2) Rechtsverordnungen nach Absatz 1 be- 
dürfen nicht der Zustimmung des Bundesra- 
tes. Vor ihrem Erlaß ist die Regierung des 
Saarlandes zu hören. 


§ 18 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. Rechtsverordnungen, die 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


§ 17 a 

(1) Zur wirtschaftlichen Eingliederung des 
Saarlandes in die Bundesrepublik sind er- 
mächtigt 

1. die Bundesregierung, durch Rechtsverord- 
nung für Waren saarländischen Ursprungs 
und saarländischer Herkunft, die im Saar- 
land erworben und in der Zeit vom Tage 
des Inkrafttretens des Saarvertrages ab 
bis zum Ende der Übergangszeit nach 
Artikel 3 des Saarvertrages in den übri- 
gen Geltungsbereich dieses Gesetzes ein- 
geführt werden, Befreiung von allen oder 
einzelnen Eingangsabgaben zu gewähren; 

2. der Bundesminister der Finanzen, durch 
Rechtsverordnung zu bestimmen, daß für 
Waren, die sich beim Ende der Übergangs- 
zeit nach Artikel 3 des Saarvertrages im 
freien Verkehr des Saarlandes befunden 
haben, Zölle, Verbrauchsteuern und 
Steuern über Lieferungen und sonstige 
Leistungen erstattet, vergütet oder nach- 
erhoben werden. Das gleiche gilt für Wirt- 
schaftsgüter des Anlagevermögens, bei 
denen die Mehrwertsteuer nicht oder nicht 
voll abgesetzt ist. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann 
abweichend von den Bestimmungen der 
Reichsabgabenordnung im Verwaltungswege 
die Zoll- und Umsatzausgleichsteuerbeträge 
erlassen, die zur Vorbereitung der wirt- 
schaftlichen Eingliederung des Saarlandes in 
die Bundesrepublik für Einfuhren von Waren 
saarländischen Ursprungs und saarländischer 
Herkunft in die Bundesrepublik bis zum 
Tage des Inkrafttretens des Saarvertrages ge- 
stundet worden sind. 

§ 18 

unverändert 
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Beschlüsse des 8. Ausschusses 


auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, 
gelten im Lande Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 


§ 19 § 19 

Dieses Gesetz tritt am in Dieses Gesetz tritt am 1 . Januar 1957 in 

Kraft. Kraft. 


Anlage 

(zu § 14) 


W ahlkreisein teilung 


Nr. des 

kreises Name des Wahlkreises Gebiet des Wahlkreises 

Wahl- 


243 


244 


245 


246 


247 


Saarland 


Saarbrücken-Stadt 


Saarbrücken-Land 


Saarlouis — Merzig 


Ottweiler — St. Wendel 


Homburg — St. Ingbert 


Stadt Saarbrücken, 

vom Kreis Saarbrücken-Land die Gemeinde 
Dudweiler und die Amtsbezirke Brebach, 
Kleinblittersdorf und Riegelsberg 

Kreis Saarbrücken-Land ohne die Gemeinde 
Dudweiler und die Amtsbezirke Brebach, 
Kleinblittersdorf und Riegelsberg, 
vom Kreis Saarlouis die Amtsbezirke Bou s/ 
Saar und Wadgassen 

Kreis Saarlouis ohne die Amtsbezirke Bous/ 
Saar, Lebach, Schmelz und Wadgassen, 

Kreis Merzig- Wadern 

Kreis Ottweiler ohne die Stadt Neunkirchen/ 
Saar und den Amtsbezirk Spiesen, 

Kreis St. Wendel, 

vom Kreis Saarlouis die Amtsbezirke Lebach 
und Schmelz 

Kreise Homburg, St. Ingbert, 

vom Kreis Ottweiler die Stadt Neunkirchen/ 

Saar und der Amtsbezirk Spiesen 
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